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Gemeinde Nortmoor 

Bebauungsplan Nr. 26 „Westlich des Münkeweg“ 

Abwägung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 (1) BauGB und zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB 

Aufgrund eines Verfahrenswechsels von 13a BauGB zu einem Vollverfahren liegen Stellungnahmen aus der vorherigen Beteiligung im 13a Verfahren 
und der frühzeitigen Beteiligung im Vollverfahren vor. Die Stellungnahmen aus der vorherigen Beteiligung werden, sofern diese nicht durch eine an-

dere ersetzt werden, in die Abwägung mit eingestellt. 
 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Leer 
Bergmannstraße 37 
26789 Leer 

07.06.2024 

Mit Schreiben vom 08.02.2024 hatten Sie den Landkreis Leer im 
Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 26 in dem 
Bauleitplanverfahren gemäß § 13a BauGB beteiligt. Die in mei-
ner daraufhin übersandten Stellungnahme vom 21.03.2024 mit-
geteilten Hinweise und Anmerkungen bleiben inhaltlich unverän-
dert bestehen, da die nun im regulären zweistufigen Bauleitplan-
verfahren zur Verfügung gestellten Unterlagen praktisch den im 
vorgenannten Beteiligungsverfahren vorgelegten Unterlagen 
entsprechen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme vom 21.03.2024 wird 
ebenfalls berücksichtigt und abgewogen. 

  Zusätzlich  wird aus planungsrechtlicher Sicht auf folgendes hin-
gewiesen: 

 

  • in der Planzeichnung wird als maßgebliche Fassung der 
BauNVO die Jahreszahl „2017" genannt. Dies bitte ich zu 
korrigieren; die korrekte Fassung ist aus dem Jahr „1990". 

Der Hinweis wird beachtet. Die Jahreszahl wird angepasst. 

  • aus Gründen der Nachvollziehbarkeit bitte ich, auch im süd-
lichen Bereich des Plangebietes die Maße für den Abstand 
des bebaubaren Bereiches zur Grenze des Geltungsberei-
ches zu ergänzen. 

Der Hinweis wird beachtet. Entsprechende Maße werden auf der Planzeichnung er-
gänzt. 
 

  • in Kapitel 2.1 der Begründung wird ausgeführt, dass „der 
Flächennutzungsplan im Zuge der Berichtigung nach § 13a 
Abs. 2 BauGB angepasst" wird. Diese Aussage entspricht 
nicht dem aktuellen Stand der Bauleitplanung. Ich bitte, die 
Passage entsprechend anzupassen und insbesondere um 
Ausführungen zur Entwicklung aus dem Flächennutzungs-
plan zu ergänzen. 

Der Hinweis wird beachtet. Der Bebauungsplanes Nr. 26 wird gemäß § 8 Abs. 2 
BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

  Ich bitte Sie, die Hinweise und Anregungen im weiteren Planver-
fahren zu beachten. 

Die Anregungen und Hinweise werden berücksichtigt. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Landkreis Leer 

Bergmannstraße 37 
26789 Leer  

21.03.2024 

In zentraler Lage in der Gemeinde Nortmoor ist in direkter Nach-
barschaft zur Bäckerei „Gulfhof Café" die Errichtung eines be-
gehbaren Warenautomaten beabsichtigt. Zur planungsrechtli-
chen Absicherung dieses Vorhabens und zur Ausweisung weite-
rer Flächen für Mischnutzungen hat die Gemeinde Nortmoor die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 26 beschlossen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 (Stellungnahme aus vor-
herigen Verfahren) 

Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch hat die Gemeinde bei der Auf-
stellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Zu der o. 
a. Bauleitplanung nehme ich daher - ohne dem von Ihnen vorzu-
nehmenden Abwägungsprozess vorzugreifen - für die einzelnen 
von mir zu vertretende Fachbereiche wie folgt Stellung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Zur Planung nehme ich aus raumordnungsrechtlicher Sicht wie 
folgt Stellung: 

Das Mischgebiet soll in zentraler Lage der Ortschaft Nortmoor 
umgesetzt werden. Das Plangebiet liegt innerhalb des Sied-
lungszusammenhangs, ist vollständig erschlossen und wird in 
Teilen bereits baulich genutzt. Die Planung dient somit einem 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden (Grundsatz nach dem 
LROP 2017 Kap. 3.1.1 Ziffer 04). Bzgl. der Dimensionierung der 
Planung ist im Rahmen der Eigenentwicklung der Gemeinde 
Nortmoor grundsätzlich von einer Verträglichkeit der Planung 
auszugehen. 

 

 

Der Hinweis, dass die Planung dem Grundsatz mit sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden entspricht, wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis, dass die Planung hinsichtlich der Dimensionierung für die Eigenent-
wicklung als verträglich beurteilt wird, wird zur Kenntnis genommen. 



 

Gemeinde Nortmoor 

Bebauungsplan Nr. 26 „Westlich Münkeweg“  

3 

   

Nr. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

Die Planung soll explizit der Verbesserung der Nahversorgung 
dienen. Ausweislich der Begründung ist die Aufstellung eines be-
gehbaren Warenautomaten mit einer Grundfläche von rd. 50 m² 
und einem Angebot von rd. 600 nahversorgungsrelevanten Sor-
timenten vorgesehen. Hierdurch sind keine raumbedeutsamen 
Auswirkungen zu erwarten. Eine flächendeckende Nahversor-
gung ist nach dem LROP zudem auch außerhalb der Zentralen 
Orte durch entsprechende Einrichtungen und Angebote zu si-
chern (LROP Kap. 2.2 Ziffer 5 Satz 4). Da für das Mischgebiet 
keine Festlegung zur Zulässigkeit von Einzelhandel getroffen 
wird, ist dieser (zumindest unter der Großflächigkeit) jedoch all-
gemein zulässig. Die Bildung einer (raumordnerisch unzulässi-
gen) Agglomeration ist aufgrund der gegebenen Raumstrukturen 
zwar nicht zu erwarten, dennoch sollte zumindest geprüft wer-
den, inwieweit, auch zum Schutz des Grundzentrums Filsum, ein 
Ausschluss nicht nahversorgungsrelevanter Sortimente vorgese-
hen werden kann. 

Der Hinweis, dass die Planung keine raumbedeutsamen Auswirkungen zu erwarten 
sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Eine Steuerung von Sortimenten wird aufgrund des Umfanges des begehbaren Wa-
renautomaten, der örtlichen Situation und Kleinteiligkeit des Plangebietes nicht für 
erforderlich gehalten.  

  Es wird zudem darauf verwiesen, dass in Filsum derzeit konkrete 
Planungen zur Ansiedelung eines Discounters laufen. Dies sollte 
im letzten Absatz in Kapitel 5.1 aufgenommen und in der Abwä-
gung berücksichtigt werden. 

Die Begründung wird um Aussagen zu dem geplanten Discounter in Filsum ergänzt.  

 

  Aus naturschutzfachlicher Sicht nehme ich wie folgt Stellung: 

Als Minimierungs-/Vermeidungsmaßnahme soll pro 200 m² neu 
versiegelter Fläche ein standortgerechter Laubbaum oder Obst-
baum gepflanzt und dauerhaft erhalten werden. Im weiteren Ver-
fahren ist die neu versiegelte Fläche in m² anzugeben, um zu 
ermitteln, wie viele Bäume zu pflanzen sind. Außerdem ist die 
Pflanzqualität, z. B. Hochstamm mit Ballen, und der Pflanzstand-
ort anzugeben bzw. darzustellen. 

 

Die Umsetzung der Minimierungs-/Vermeidungsmaßnahme steht in Abhängigkeit 
von der tatsächlichen Versiegelung und ist daher auf der Ausführungsebene zu bi-
lanzieren. 

  Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen gegen die o. a. Pla-
nung grundsätzlich keine Bedenken, wenn die o. a. Hinweise be-
rücksichtigt werden. 

Siehe oben 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird wie folgt Stellung genom-
men: 

1. Eine schadlose Oberflächenentwässerung ist sicherzustel-
len. 

Die Entwässerung der umliegenden Flächen darf nicht beein-
trächtigt werden. 

Zu Sicherung der schadlosen Oberflächentwässerung wurde ein Entwässerungs-
konzept erstellt. Eine ganzjährlich funktionierende Versickerung des anfallenden 
Oberflächenwassers im technischen Maßstab ist aufgrund des anstehenden Ge-
schiebelehms und der Wasserstände ausgeschlossen. Das auf der Grundstücksflä-
che des bestehenden Teils (MI 1) anfallende Oberflächenwasser wird über Hof- und 
Dachabläufe aufgefangen und über die erforderlichen Grundleitungen in den vorhan-
denen Regenwasserkanal „Münkeweg – Dorfstraße“ abgeleitet. Die Entwässerung 
des Abschnitts MI1 wird in diesem Entwässerungskonzept als Bestand angesehen, 
und nicht weiter betrachtet. Das Oberflächenwasser aus dem Bereich MI 2 soll ge-
drosselt in die Regenwasserkanäle DN 200 (Münkeweg) und DN 300 (Dorfstraße) 
eingeleitet werden. Die Rückhaltung wird über den Ausbau des Straßenseitengra-
bens „Münkeweg“ zu einem Regenrückhaltegraben gewährleistet. Die Ermittlung 
des Regenrückhalteraumes erfolgt nach dem DWA-Regelwerk Arbeitsblatt DWA-A 
117 für ein Regenereignis 30-jährlicher Häufigkeit. Somit kann der Nachweis zum 
Überflutungsschutz entfallen. Nach der hydraulischen Berechnung ist ein Rückhal-
tevolumen von rd. 74 m³ erforderlich. Um Auskolkungen durch strömendes Wasser 
zu vermeiden, werden die Bereiche um die Einleit- und Auslaufstellen im Graben 
jeweils mit Sohl- und Böschungspflaster eingefasst. Bei der Verlegung der Regen-
wassergrundleitungen für Hausanschlüsse und Straßenabläufe ist die Tiefenlage 
von Kreuzungen mit den geplanten Schmutzwasserentwässerungsanlagen sowie 
sonstiger Versorgungsleitungen zu beachten. 

Die erforderlichen Flächen für die Rückhaltemaßnahmen am Münkeweg werden in 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einbezogen und durch die Festset-
zung als Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und zur Regelung 
des Wasserabflusses gesichert. 

  Das Plangebiet ist an die Schmutzwasserkanalisation anzu-
schließen. Die Aufnahmekapazität der kommunalen Abwasser-
reinigungsanlage ist zu gewährleisten. 

Der Hinweis wird beachtet. Das Plangebiet wird an die kommunale Schmutzwasser-
kanalisation angeschlossen. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht wird folgendes vorgetra-
gen: 

Gemeinden haben bei der Bauleitplanung in Orientierung an 
dem immissionsschutzrechtlichen Schutz- und Vorsorgegedan-
ken (§ 5 BImSchG) dafür Sorge zu tragen, dass keine B-Pläne 
erlassen werden, deren Verwirklichung zu schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des BImSchG führt. 

Im Hinblick auf die vorgelegte Bauleitplanung ist aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht zu bewerten, ob es durch die angren-
zende Landesstraße bzw. den östlich angrenzenden landwirt-
schaftlichen Betrieb zu Beeinträchtigungen gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse durch Schall- bzw. Geruchsemissionen 
kommt, da diese Emissionen potentiell dazu geeignet sind, er-
hebliche Beeinträchtigungen auszulösen. 

Die Hinweise zum Immissionsschutz werden berücksichtigt (siehe nachfolgende 
Ausführungen) 

 

  Die Gemeinde Nortmoor beabsichtigt den Geltungsbereich des 
B-Planes Nr. 26 als Mischgebiet auszuweisen. Da es sich bei der 
vorliegenden Planung nicht um einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan handelt, ist bei der immissionsschutzrechtlichen 
Beurteilung der Planung maßgeblich, dass eine Wohn- bzw. eine 
Büronutzung überall innerhalb der überbaubaren Fläche möglich 
sein muss. Die vorhandene Bebauung bzw. dessen Nutzung wird 
nicht im B-Plan festgesetzt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

An den Geltungsbereich grenzt im Süden die Dorfstraße an. Da-
bei handelt es sich um eine Landesstraße. Durch die Nutzung 
dieser Straße können Schallemissionen entstehen, die gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse beeinträchtigen können. Für die 
Bauleitplanung sind für Planungen an bestehenden Straßen die 
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 relevant. 
Demnach ist für Mischgebiete zur Tageszeit ein Orientierungs-
wert von 60 dB(A) und zur Nachtzeit ein Wert von 50 dB(A) bzw. 
von 45 dB(A) maßgeblich. Der niedrigere nächtliche Orientie-
rungswert gilt für Emissionen aus Industrie-, Gewerbe-, bzw. 
Freizeitlärm, während der höhere für Emissionen aus dem Stra-
ßenverkehr maßgeblich ist. Wie hoch die Belastung durch Schal-
limmissionen ist, wird derzeit in den Unterlagen nicht beschrie-
ben, sodass hier eine anschließende Beurteilung aus immissi-
onsschutzrechtlicher Sicht nicht erfolgen kann. Stattdessen wird 
davon ausgegangen, dass das Gebäude im südlichen Teil des 
Geltungsbereichs eine schallabschirmende Wirkung für den hin-
teren Bereich hat und dessen Nutzung zurzeit nicht schutzwürdig 
ist. Da sowohl die Lage des Gebäudes als auch dessen Nutzung 
nicht festgesetzt werden, sind diese bei der Beurteilung nicht zu 
berücksichtigen. Stattdessen ist die Höhe der Belastung bereits 
am Rand der überbaubaren Flächen für die immissionsschutz-
rechtliche Beurteilung maßgeblich. Dies ist bei der weiteren Pla-
nung zu berücksichtigen und entsprechende Nachweise beizu-
bringen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. Es wurde eine Schalltechnische Untersuchung 
durchgeführt. Die Berechnungen zeigen, dass die zulässigen Orientierungswerte 
teilweise überschritten werden. Zur Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse sind daher Maßnahmen zum Schallschutz erforderlich. Aktiver Schall-
schutz in Form von Wall oder Wand kommt aufgrund des denkmalgeschützen Gulf-
hofs nicht in Frage. Daher werden passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt.  

Innerhalb der gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB in der Planzeichnung gekennzeichneten 
Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen mit der 
Kennzeichnung (V) sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 

Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen, die sich innerhalb der „Fläche für 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des- Immissions-schutzgesetzes“ befinden, müssen besondere Anforderungen an 
die Luftschalldämmung er-füllen. An allen Wohn- und Aufenthaltsräumen mit Aus-
nahme von Bädern und Hausarbeits-räumen sind bauliche Schallschutzmaßnahmen 
vorzusehen, die den Anforderungen für den LPB IV gemäß DIN 4109 „Schallschutz 
im Hochbau“, November 1989, Tabelle 8, Zeile 4 entsprechen. Die Anforderungen 
an den passiven Schallschutz können verringert werden, wenn rechnerisch nachge-
wiesen wird, dass geringere Schalldämm-Maße erforderlich sind. Dies gilt insbeson-
dere an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder den Lärmquellen abge-
wandten Gebäudefronten. 

Beim Einbau von Schlafräumen ist der Einbau schallgedämpfter Lüftungseinrichtun-
gen vor-zusehen, die eine ausreichende Belüftung der Räumlichkeiten bei geschlos-
senen Fenstern sicherzustellen. 

Die Freiräume zum Aufenthalt von Menschen (Terrassen, Balkone, Loggien) inner-
halb der „Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ sind auf der der Dorfstraße abge-
wandten Gebäudefront anzuordnen oder durch massive bauliche Anlagen mit einer 
Mindesthöhe von h = 2 m gegen den Verkehrslärm zu schützen. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

Des Weiteren grenzt östlich an den Geltungsbereich des B-Pla-
nes Nr. 26 ein landwirtschaftlicher Betrieb an, dessen Ge-
ruchsemissionen potentiell dazu geeignet sind, gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse innerhalb des Geltungsbereichs zu be-
einträchtigen. In der Begründung befindet sich derzeit ein Aus-
schnitt des aktuellen Geruchsgutachtens des betreffenden land-
wirtschaftlichen Betriebes. Dieser Ausschnitt lässt allerdings 
ebenfalls keine abschließende immissionsschutzrechtliche Be-
wertung zu, da der Geltungsbereich des B-Planes Nr. 26 nicht in 
Gänze Gegenstand der Untersuchung war. Die dargestellten Im-
missionswerte sind allenfalls am Rand des Geltungsbereichs 
dargestellt, nicht aber für den gesamten Geltungsbereich. Dies 
ist aber erforderlich, da auch hier zu beachten ist, dass innerhalb 
des Geltungsbereichs überall eine Wohnnutzung entstehen 
könnte. Eine entsprechende ergänzende Darstellung der Immis-
sionswerte ist daher für das weitere Verfahren erforderlich. 

Der Hinweis wird berücksichtigt.  

Zur Sicherung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse für eine mögliche Neu-
bebauung im nördlichen Abschnitt wurde eine Rasterberechnung eingeholt. Die Er-
gebnisse wurden in die Begründung eingearbeitet. Im vorliegenden Geltungsbereich 
wird der Immissionsgrenzwert von 10 % weitgehend eingehalten. Dies trifft im Plan-
gebiet auf für den Standort des Cafés sowie des begehbaren Warenautomaten zu. 
Im Nordosten des Geltungsbereiches wird auf einer Fläche von 270 m² ein Ge-
ruchsimmissionsniveau oberhalb von 10 % prognostiziert. In diesem Bereich ist der 
Schutzanspruch von Gerüchen für das Wohnen nicht gewährleistet. Die Baugrenze 
wird entsprechend der Immissionen angepasst und verkleinert. Innerhalb der gemäß 
§ 9 (1) Nr. 24 BauGB in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche mit Nutzungs-
beschränkungen mit der Kennzeichnung (N) sind Außenwohnbereiche nicht zuläs-
sig. 

 

  Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht nehme ich wie folgt 
Stellung: 

Grundsätzlich gilt, dass im Rahmen der Bauleitplanung auch Be-
lange des Bodenschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 sowie Nr. 7 Buchsta-
ben a) und c) BauGB) zu berücksichtigen sind. Zur Sicherstel-
lung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind dementspre-
chend auch schon im Bauleitplanverfahren Aussagen zu mögli-
chen Auswirkungen des Bodens auf den Menschen zu treffen. 
Am Ende des Bauleitplanverfahrens müssen aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht für die späteren Nutzer zumindest prognostisch 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse vorherrschen bzw. eine 
genaue Aussage zu den Verhältnissen bestehen. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  In Kapitel 5.14 wird erwähnt, dass sich auf Grundlage des NIBIS-
Kartenservers keine Altlasten im Plangebiet befinden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Der NIBIS-Kartenserver beinhaltet lediglich (bekannte) Altabla-
gerungen. Ein Kataster über Altstandorte und altlastenverdäch-
tige Flächen wird bei der jeweiligen unteren Bodenschutzbe-
hörde geführt und muss dort im Rahmen von Bauleitplanverfah-
ren abgefragt werden. Diesbezüglich kann ich mitteilen, dass Alt-
standorte oder altlastenverdächtige Flächen im Plangebiet nicht 
bekannt sind. 

Der Hinweis, dass der unteren Bodenschutzbehörde keine Altstandorte oder altlas-
tenverdächtige Flächen im Plangebiet bekannt sind, wird zur Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

Die oben genannten Aussagen beziehen sich jeweils auf „be-
kannte" Flächen. Es besteht die Möglichkeit, dass auch Flächen 
(Altablagerungen, Altstandorte, altlastenverdächtige Flächen) 
vorhanden sind, die zurzeit nicht bekannt sind. Aus diesem 
Grund besteht die Pflicht der bauleitplanenden Gemeinde, zu-
mindest anhand einer Zeitzeugenbefragung sicherzustellen, 
dass keine altlastenrelevanten Nutzungen stattgefunden haben. 
Insofern ist eine solche Zeitzeugenbefragung nachzureichen 
bzw. die Begründung entsprechend zu ergänzen. 

Dies gilt insbesondere aufgrund der Tatsache, dass aus Luftbil-
dern hervorgeht, dass auf der Fläche eine Vornutzung stattge-
funden hat. Es ist darzustellen, um welche Art an Nutzung es sich 
gehandelt hat und diese entsprechend zu bewerten. 

Die Begründung wird um Aussagen zur Vornutzung ergänzt. 

Das gesamte Plangebiet wurde ursprünglich als Hofstelle genutzt. Im nördlichen Ab-
schnitt des Grundstücks Dorfstraße 34 war ein Wirtschaftsgebäude vorhanden, wel-
ches zu Zwecken der Milchviehhaltung und Jungviehhaltung genutzt wurde. Im Zuge 
der Erweiterung der Viehhaltung auf dem Grundstück Dorfstraße 32 wurde die Vieh-
haltung auf 34 aufgegeben und das straßenseitige Gebäude in ein Hofcafé/-laden 
mit Wohnnutzung umgenutzt. Das Stallgebäude wurde abgerissen. Auf Teilberei-
chen des ehemaligen Grundrisses des Stallgebäudes befinden sich jetzt die Stell-
platzanlagen des Hofcafés. Aufgrund der ehemaligen landwirtschaftlichen Nutzung 
mit Tierhaltung wird kein Altlastenverdacht abgeleitet. Es wurden Zeugenbefragun-
gen durchgeführt, die bestätigen, dass Verunreinigungen im Boden sehr unwahr-
scheinlich sind.  

  Aus denkmalrechtlicher Sicht nehme ich wie folgt Stellung: 

Baudenkmalpflegerische Belange 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 5. BauGB die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes 
und der Denkmalpflege, die erhaltenswerte Ortsteile von ge-
schichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und 
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes zu berücksichti-
gen. 

 

  Innerhalb des Plangebietes befindet sich das Baudenkmal Dorf-
straße 34 und in der näheren Nachbarschaft das Baudenkmal 
Düsterweg 63. Aus denkmalpflegerischer Sicht gilt es, das histo-
rische Bild des kleinen Gulfhauses in seiner ursprünglichen Er-
scheinung nicht zu beeinträchtigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Baudenkmal wird in der Planzeich-
nung gekennzeichnet und in der Abwägung berücksichtigt. 

 

  Nach § 10 Abs. 1 Nr. 4 NDSchG bedürfen die Errichtung, Verän-
derung oder Beseitigung von Anlagen, die das Erscheinungsbild 
des Denkmals beeinflussen, einer denkmalrechtlichen Genehmi-
gung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Ferner dürfen nach § 8 NDSchG Anlagen in der Umgebung eines 
Baudenkmals nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden, 
wenn dadurch das Erscheinungsbild des Baudenkmals beein-
trächtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umgebung eines Bau-
denkmals sind ferner so zu gestalten und instand zu halten, dass 
eine solche Beeinträchtigung nicht eintritt. 

Es wird ein Hinweis zum Umgebungsschutz aufgenommen. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

Es werden keine Örtlichen Bauvorschriften zur Baugestalt im 
Bauleitplanverfahren entwickelt. Die textlichen Festsetzungen 
und die Örtlichen Bauvorschriften sollen in solchen Bauleitpla-
nungen mit Denkmalen dazu dienen, den hochwertigen Bestand 
an Bausubstanz zu bewahren und gestalterische Fehlentwick-
lungen zu verhindern. 

Für den Geltungsbereich werden keine örtlichen Bauvorschriften aufgestellt, da ins-
besondere im südlichen Teil bereits der Denkmalschutz greift. Um Bauvorhaben 
nicht unverhältnismäßig einzuschränken werden keine örtlichen Bauvorschriften auf-
gestellt.  

  Die denkmalrechtliche Beurteilung einzelner Gebäude / Anlagen 
erfolgt vorhabenbezogen im Bauantrags- oder denkmalrechtli-
chen Genehmigungsverfahren. Die gestalterischen Anforderun-
gen bezüglich des denkmalrechtlichen Umgebungsschutzes 
können auch enger als Örtliche Bauvorschriften gefasst sein. 

 

  Bodendenkmalpflegerische Belange 

Ich verweise bei archäologischen Belangen auf die Stellung-
nahme des Archäologischen Dienstes, der in diesem Verfahren 
zu beteiligen ist. 

 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Aus planungsrechtlicher Sicht bestehen gegen die Planung in 
der vorgelegten Form Bedenken. 

In der Begründung wird mehrfach, wie z. B. auf Seite 5 unter Nr. 
2.1 Planungsanlass, erwähnt, dass „die Fläche sich gem. § 34 
BauGB im unbeplanten Innenbereich" befindet. Diese Aussage 
ist so nichtzutreffend. Der vordere Grundstücksbereich mit dem 
Bestandsgebäude ist zwar dem Innenbereich zuzuordnen. Der 
rückwertige Grundstücksteil befindet sich jedoch im Außenbe-
reich. Vor einiger Zeit gab es bereits eine Anfrage zur Bebauung, 
die von meinem Bauamt entsprechend der Außenbereichsvor-
schriften bearbeitet wurde. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde wird ein zweistufiges Ver-
fahren mit Umweltbericht durchführen. Die Beteiligungsverfahren werden wiederholt. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass das Bauleitplan-
verfahren für den gesamten Planbereich nicht als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung im vereinfachten Verfahren gemäß § 
13a BauGB durchgeführt werden kann, sondern als reguläres, 
zweistufiges Verfahren mit u. a. der Erstellung eines Umweltbe-
richtes erfolgen muss. Dabei ist -wie auch bereits in meiner Stel-
lungnahme aus immissionsschutzrechtlicher Sicht erläutert- die 
Betrachtung und Bewertung aller für die Planung relevanten Be-
lange nicht nur auf die vorhandene Bebauung und derzeitige Nut-
zung abzustellen, sondern alle aufgrund des Angebotsbebau-
ungsplans möglichen Nutzungen in jeder denkbaren räumlichen 
Verteilung in den Blick zu nehmen. 

Siehe oben 

  Daneben wird die Aussage auf Seite 2 der Begründung hinter-
fragt, dass eine Bauleitplanung mit dem Nutzungszweck Misch-
gebiet (MI) nicht aus dem Flächennutzungsplan mit der Zweck-
bindung Dorfgebiet (MD) entwickelt werden kann. In beiden Fäl-
len handelt es sich um gemischte Bauflächen, die in ihrem jewei-
ligen Nutzungszweck insoweit hinreichend eng beieinander lie-
gen, als dass jeweils eine Mischung aus Wohnen und gewerbli-
chen Nutzungen vorgesehen ist. Darüber hinaus ist dem Flä-
chennutzungsplan auch keine klare Abgrenzung der genannten 
Bereiche zu entnehmen, so dass einer Entwicklung der geplan-
ten Nutzung aus dem Flächennutzungsplan von hier keine Be-
denken begegnen. 

Der Hinweis, dass eine Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan gegeben ist, wird 
zur Kenntnis genommen.  

  Zudem wird auf folgendes hingewiesen:  

  nach meiner Kenntnis und aufgrund der Aussagen auf Seite 7 im 
Kapitel 4 „Ziele und Zwecke und Erfordernis der Planung" der 
Begründung ist in der Bestandsimmobilie bereits eine gewerbli-
che Nutzung vorhanden, sodass weitere gewerbliche Nutzungen 
nur zugelassen werden können, wenn auch eine Wohnnutzung 
innerhalb des Plangebietes erfolgt, die eine Mischung der Nut-
zungsarten gewährleistet. In diesem Zusammenhang bitte ich, 
im genannten Kapitel die Wohnnutzung ausdrücklich mit aufzu-
nehmen. Hier und an anderen entsprechenden Stellen der Be-
gründung wird ausschließlich die gewerbliche Nutzung beschrie-
ben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bestandsbeschreibung in der Be-
gründung wird ergänzt. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Leer 

die Aussage auf Seite 17 der Begründung zur Löschwasserver-
sorgung „wird in Abstimmung mit dem Landkreis Leer gesichert" 
ist nicht korrekt. Für die Löschwasserversorgung sind nach dem 
Nds. Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feu-
erwehr (NBrandSchG) die Gemeinden in eigener Verantwortung 
zuständig. Somit ist bei sämtlichen Bauvorhaben die Sicherstel-
lung einer ausreichenden Versorgung mit Löschwasser durch die 
Gemeinde zu prüfen und zu bestätigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird angepasst. 

 

  auf Seite 17 der Begründung finden sich in Kapitel 7.1 „Art der 
baulichen Nutzung" zwar Ausführungen zu den ausgeschlosse-
nen Nutzungen nach § 6 Abs. 2 BauNVO. Auf der Planurkunde 
wird die Vergnügungsstätte jedoch auch nicht als gemäß § 6 
Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig erklärt. Diese Festset-
zung müsste auch in der Begründung aufgeführt und entspre-
chend begründet werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird zum Ausschluss 
der Vergnügungsstätten ergänzt. 

 

  in diesem Zusammenhang wird gebeten zu prüfen, ob auch Bor-
delle als gewerbliche Betriebe ausgeschlossen werden sollen. 
Zu beachten ist, dass Bordelle und bordellartige Betriebe keine 
Vergnügungsstätten sind, sondern gemäß Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts als „Gewerbebetriebe aller Art" an-
gesehen werden. Das Bundesverwaltungsgericht hat am 
09.11.2021 entschieden, dass ein Bordell in einem Mischgebiet 
bauplanungsrechtlich nicht per se als unzulässig anzusehen ist 
(BVerwG, Urteil vom 9. November 2021, 4 C 5.20). Diese Nut-
zungen wären dann noch explizit aufzuführen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde sieht aufgrund der etab-
lierten Nutzung als Hofcafé/Hofladen keine Veranlassung für eine weitergehende 
Steuerung im Mischgebiet. 

  Des Weiteren weise ich darauf hin, dass es, sofern im Bebau-
ungsplan Bezug auf außerstaatliche Regelungen (z. B. DIN-Nor-
men, wie in den Hinweisen) genommen wird, erforderlich ist, 
diese Regelungen nach Inhalt, Datum bzw. Ausgabe sowie der 
Stelle, an der sie eingesehen werden können, genau zu bezeich-
nen (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26.03.2009, 8 C 
10729/08). 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Gem. den VV-BauGB Nr. 42.4 h ist die maßgebliche Fassung der 
BauNVO anzugeben. Auf die BauNVO wird in der Planzeichnung 
unter dem Punkt „Rechtsgrundlagen für diesen Bebauungsplan" 
hingewiesen. 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Ich bitte Sie, die Hinweise und Anregungen im weiteren Planver-
fahren zu beachten. 

Die Hinweise und Anregungen werden berücksichtigt. 
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2 EWE Netz GmbH 
Cloppenburger Str. 302 
26133 Oldenburg 

22.05.2024 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öf-
fentlicher Belangt. 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befin-
den sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE 
NETZ GmbH. 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen we-
der beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet 
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anla-
gen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beein-
trächtigt werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Bei den Leitungen handelt es sich 
um Hausanschlüsse, welche auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung nicht ge-
kennzeichnet werden. Ein Hinweis dazu wird auf der Planzeichnung ergänzt.  

  Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpas-
sung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder 
anderer Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet.  

  Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder 
Baugebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWF 
NETZ planen Sie bitte einen Versorgungsstreifen bzw. -korridore 
für z.B. Telekommunikationslinien und Elektrizitätsleitungen ge-
mäß DIN 1998 von mindestens 2,2 m mit ein Weiterhin kann für 
die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die Instal-
lation einer Trafostation erforderlich sein. Tür die Auswahl eines 
geeigneten Stationsplatzes (ca. 6m x 5m) möchten wir Sie bitten, 
uns in weitere Planungen frühzeitig mit einzubinden. Für einen 
eventuell später steigenden Leistungsbedarf könnte ein weiterer 
Stationsplatz und Leitungsverlegungen in den Versorgungsstrei-
fen erforderlich werden. Wir bitten Sie, dass bei Ihren Planungen 
ebenfalls zu berücksichtigen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet.  

  Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches 
Versorgungskonzept umgesetzt werden soll. 

Der Bitte wird zu gegebener Zeit entsprochen.  

  Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die LWE 
NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung vertrag-
lich geregelt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet.  
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 Fortsetzung EWE Netz 
GmbH 

Die FWF NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anre-
gungen vorzubringen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den hall 
der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 
durch EWE NETZ GmbH, denn hierfür sind beispielsweise Lage 
und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ablei-
tenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 

Der Bitte wird zu gegebener Zeit gefolgt.  

  Damit die Planung Ihres Baugebietes durch uns erfolgen kann, 
teilen Sie uns bitte die dafür notwendigen Informationen über den 
folgenden Link mit: 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietser-
schliessung 

Der Bitte wird zu gegebener Zeit gefolgt.  

  In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und 
Anlagenbestand ändern. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralte-
ten Planwerkes kommt, nutzen Sie dafür bitte unsere aktuelle 
Leitungs- und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite der 
EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit nach einer erfolg-
reichen Registrierung auf unserem modernen Planauskunftspor-
tal über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden 
Anlagen informieren: https://www.ewe-netz.de/geschaeftskun-
den/service/leitungsplaene-abrufen 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet.  

  Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner 
Claudia Vahl unter der folgenden Rufnummer: 0151-74493158. 

 

3 LGLN, Kampfmittelbe-
seitigungsdienst 
Dorfstraße 19 
30519 Hannover 

03.06.2024 

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landesver-
messung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - 
Hannover (Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) 
als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie 
bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 

Die Hinweise zur Gefahrenerforschung werden zur Kenntnis genommen. 

  Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefah-
renerforschung empfohlen wird, mache ich darauf aufmerksam, 
dass die Gemeinden als Behörden der Gefahrenabwehr auch für 
die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
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 Fortsetzung LGLN, 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische 
Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung 
von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet wer-
den (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte 
Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauord-
nungsrechts kostenfrei auszuwerten. Die Luftbildauswertung ist 
vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz 
(NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwal-
tungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflich-
tig. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen beträ gt der-
zeit beim KBD ca. 26 Wochen ab Antragstellung. Da d iese 
Zeitspanne zwischen Erteilung einer Baugenehmigung und 
dem Baubeginn erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, emp-
fehlen wir den Kommunen eine rechtzeitige Antragste llung.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchge-
führt werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auf-
tragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der 
Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen kön-
nen: 

https://lgln-kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informa-
tionen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-
207479.html 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Niedersachsen die folgenden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte 
Kartenunterlage): 

 

  Empfehlung: Luftbildauswertung  

Fläche A  

Aufgrund der bereits erfolgten baulichen Entwicklung im Süden und der bekannten 
baulichen Vorbelastung durch eine landwirtschaftliche Hofstelle wird kein Erfordernis 
nach einer Luftbildauswertung gesehen. 

  Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht voll-
ständig ausgewertet. 

 

  Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchge-
führt. 

 

  Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.  
  Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt.  
  Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel.  
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 Fortsetzung LGLN, 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer Stellu ng-
nahme, zur Arbeitserleichterung keine weiteren Schr eiben 
in dieser Angelegenheit zu.  

 

  

 

Die Anlage wird zur Kenntnis genommen (siehe oben) 
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4 Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Eschener Allee 31 
26603 Aurich 

24.05.2024 

Die Belange der NLStBV-GB Aurich werden durch die o. a. Bau-
leitplanung berührt, weil das Plangebiet an die Nordseite der 
Landesstraße 821 (L 821) grenzt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 04.03.2024, Az. 
2111-2141/21102-26 und halte sie vollinhaltlich aufrecht. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme vom 04.03.2024 wird 
ebenfalls berücksichtigt. Die alte Stellungnahme wir an das Ende der Ausführungen 
der Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr in dieser Abwägung gestellt. 

  Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 
38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung 
einer Ablichtung der gültigen Bauleitplanung. 

Der Bitte wird zu gegebener Zeit gefolgt.  

 Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Eschener Allee 31 
26603 Aurich 

04.03.2024 

Die Belange der NLStBV-GB Aurich werden durch die o. a. Bau-
leitplanung berührt, weil das Plangebiet an die Nordseite der 
Landesstraße 821 (L 821) grenzt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 (Stellungnahme aus vor-
herigen Verfahren) 

Gegen die o. a. Bauleitplanurig bestehen seitens der NLStBV-
GB Aurich keine grundsätzlichen Bedenken. Es sind jedoch die 
folgenden Belange zu berücksichtigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Im Bereich des Knotenpunktes L 821 / Münkeweg sind die erfor-
derlichen Sichtfelder gemäß den Richtlinien für die Anlage von 
Stadtstraßen - RASt 06 mit den Abmessungen 5m / 70m von jeg-
lichen sichtbehindernden Gegenständen (Bewuchs, Haufen etc.) 
dauerhaft freizuhalten. 

Der Hinweis wird berücksichtigt und in die Begründung sowie die Hinweise der Plan-
zeichnung aufgenommen 

  Im Bereich der Einmündung L 821 / Münkeweg sollte im unmit-
telbaren Knotenpunktbereich ein „Bereich ohne Ein- und Aus-
fahrt“ festgesetzt werden, um hier die Anlage von Zufahrten dau-
erhaft auszuschließen. Eine Anlage von Zufahrten im Knoten-
punktbereich würde mit einer Beeinträchtigung der Verkehrssi-
cherheit einhergehen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt und in die Begründung sowie in die Planzeichnung 
aufgenommen. 
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 Fortsetzung Nds. Lan-
desbehörde für Straßen-
bau und Verkehr 

Es wirken Verkehrslärmimmissionen der L 821 auf den Geltungs-
bereich ein. Der Straßenbaulastträger der L 821 ist von jeglichen 
Forderungen (insbesondere Lärmschutz), die auf die o a. Bau-
leitplanung zurückzuführen sind, freizustellen. Ein entsprechen-
der Hinweis auf die Verkehrslärmimmissionen wurde bereits in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 

Der Hinweis wird in die Planunterlagen aufgenommen.  

Zudem wurde eine Schalltechnische Untersuchung durchgeführt. Die Berechnungen 
zeigen, dass die zulässigen Orientierungswerte teilweise überschritten werden. Zur 
Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind daher Maßnahmen zum 
Schallschutz erforderlich. Aktiver Schallschutz in Form von Wall oder Wand kommt 
aufgrund des denkmalgeschützen Gulfhofs nicht in Frage. Daher werden passive 
Schallschutzmaßnahmen festgesetzt.  

Innerhalb der gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB in der Planzeichnung gekennzeichneten 
Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen mit der 
Kennzeichnung (V) sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 

Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen, die sich innerhalb der „Fläche für 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des- Immissions-schutzgesetzes“ befinden, müssen besondere Anforderungen an 
die Luftschalldämmung er-füllen. An allen Wohn- und Aufenthaltsräumen mit Aus-
nahme von Bädern und Hausarbeits-räumen sind bauliche Schallschutzmaßnahmen 
vorzusehen, die den Anforderungen für den LPB IV gemäß DIN 4109 „Schallschutz 
im Hochbau“, November 1989, Tabelle 8, Zeile 4 entsprechen. Die Anforderungen 
an den passiven Schallschutz können verringert werden, wenn rechnerisch nachge-
wiesen wird, dass geringere Schalldämm-Maße erforderlich sind. Dies gilt insbeson-
dere an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder den Lärmquellen abge-
wandten Gebäudefronten. 

Beim Einbau von Schlafräumen ist der Einbau schallgedämpfter Lüftungseinrichtun-
gen vor-zusehen, die eine ausreichende Belüftung der Räumlichkeiten bei geschlos-
senen Fenstern sicherzustellen. 

Die Freiräume zum Aufenthalt von Menschen (Terrassen, Balkone, Loggien) inner-
halb der „Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ sind auf der der Dorfstraße abge-
wandten Gebäudefront anzuordnen oder durch massive bauliche Anlagen mit einer 
Mindesthöhe von h = 2 m gegen den Verkehrslärm zu schützen. 

  Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 
38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung 
einer Ablichtung der gültigen Bauleitplanung. 

Der Bitte wird zu gegebener Zeit gefolgt.  
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Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

5 Nds. Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küs-
ten- und Naturschutz 
Oldersumer Straße 48 
26603 Aurich 

04.06.2024 

Gegen die oben genannte Planung bestehen keine Bedenken, 
da wesentliche Auswirkungen auf den Wasserhaushalt nicht er-
wartet werden, wenn folgende Punkte beachtet werden: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

- Aussagen zur Oberflächenentwässerung können derzeit 
noch nicht getroffen werden (Entwässerungskonzept liegt 
noch nicht vor). Eine ordnungsgemäße Ableitung des anfal-
lenden Oberflächenwassers ist jedoch zu gewährleisten. 
Faktoren wie Klimawandel und Starkregenereignisse sind 
bei der Konzeption zu berücksichtigen. 

Zu Sicherung der schadlosen Oberflächentwässerung wurde ein Entwässerungs-
konzept erstellt. Eine ganzjährlich funktionierende Versickerung des anfallenden 
Oberflächenwassers im technischen Maßstab ist aufgrund des anstehenden Ge-
schiebelehms und der Wasserstände ausgeschlossen. Das auf der Grundstücksflä-
che des bestehenden Teils (MI 1) anfallende Oberflächenwasser wird über Hof- und 
Dachabläufe aufgefangen und über die erforderlichen Grundleitungen in den vorhan-
denen Regenwasserkanal „Münkeweg – Dorfstraße“ abgeleitet. Die Entwässerung 
des Abschnitts MI1 wird in diesem Entwässerungskonzept als Bestand angesehen, 
und nicht weiter betrachtet. Das Oberflächenwasser aus dem Bereich MI 2 soll ge-
drosselt in die Regenwasserkanäle DN 200 (Münkeweg) und DN 300 (Dorfstraße) 
eingeleitet werden. Die Rückhaltung wird über den Ausbau des Straßenseitengra-
bens „Münkeweg“ zu einem Regenrückhaltegraben gewährleistet. Die Ermittlung 
des Regenrückhalteraumes erfolgt nach dem DWA-Regelwerk Arbeitsblatt DWA-A 
117 für ein Regenereignis 30-jährlicher Häufigkeit. Somit kann der Nachweis zum 
Überflutungsschutz entfallen. Nach der hydraulischen Berechnung ist ein Rückhal-
tevolumen von rd. 74 m³ erforderlich. Um Auskolkungen durch strömendes Wasser 
zu vermeiden, werden die Bereiche um die Einleit- und Auslaufstellen im Graben 
jeweils mit Sohl- und Böschungspflaster eingefasst. Bei der Verlegung der Regen-
wassergrundleitungen für Hausanschlüsse und Straßenabläufe ist die Tiefenlage 
von Kreuzungen mit den geplanten Schmutzwasserentwässerungsanlagen sowie 
sonstiger Versorgungsleitungen zu beachten. 

Die erforderlichen Flächen für die Rückhaltemaßnahmen am Münkeweg werden in 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einbezogen und durch die Festset-
zung als Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und zur Regelung 
des Wasserabflusses gesichert. 

  Stellungnahme als TÖB:  

Anlagen und Gewässer des NLWKN (Bst. Aurich) im GB I (Lan-
deseigene Gewässer) und GB III (GLD) sind durch die Planun-
gen nicht nachteilig betroffen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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6 Ostfriesische Landschaft 
Georgswall 1-5 
26603 Aurich 

28.05.2024 

Gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen aus Sicht der archäo-
logischen Denkmalpflege keine Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Sollten bei den vorgesehenen Bau- und Erdarbeiten archäologi-
sche Kulturdenkmale (Boden- und Baudenkmale) festgestellt 
werden, sind diese unverzüglich der unteren Denkmalschutzbe-
hörde oder uns zu melden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet. Die 
Begründung wird redaktionell um nebenstehenden Hinweis ergänzt. 

  Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nieders. Denk-
malschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. GVBI. S. 517) in der der-
zeitig gültigen Fassung, §§ 13 und 14, wonach der Finder und 
der Leiter von Erdarbeiten verpflichtet sind, Bodenfunde anzu-
zeigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet. Die 
Begründung wird redaktionell um nebenstehenden Hinweis ergänzt. 

7 Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
Hannoversche Str. 6-8 
49084 Osnabrück 

03.06.2024 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-
nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 
125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Weg-
esicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter ent-
gegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen «Stel-
lungnahmen abzugeben. Zu der o g Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Te-
lekom 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Bei den Leitungen handelt es sich 
um Hausanschlüsse, welche auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung nicht ge-
kennzeichnet werden. Ein Hinweis dazu wird auf der Planzeichnung ergänzt.  

  Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigun-
gen der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden wer-
den und aus betrieblichen Gründen (z. B im Falle von Störungen) 
der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien je-
derzeit möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bau-
ausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum 
Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikati-
onslinien der Telekom informieren (Internet https://trassenaus-
kunftkabel.telekom.de oder per E-Mail: Planauskunft.Nord@tele-
kom.de). Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beach-
ten 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet.  
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8 Landesamt für Geoinfor-
mation und Landesver-
messung Niedersachsen 
Katasteramt Leer 
Westerende 2-4 
26789 Leer 

07.03.2024 

Zu dem Entwurf des o. g. Bebauungsplanes wird wie folgt Stel-
lung genommen: 

Die Hinweise werden beachtet. 

Unter dem Verfahrensvermerk für die Kartengrundlage ist die Be-
zeichnung des Katasteramtes nicht richtig angegeben. 

 

Die richtige Bezeichnung lautet: 

Regionaldirektion Aurich, Katasteramt Leer 

Die Verfahrensvermerke werden angepasst. 

 (Stellungnahme aus vor-
herigen Verfahren) 

Gegen den Entwurf bestehen keine weiteren Bedenken. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

9 Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen 
Bezirksstelle Ostfries-
land 
Hauptstraße 68 
26789 Leer 

25.03.2024 

(Stellungnahme aus vor-
herigen Verfahren) 

Nach unserer Kenntnis sind in dem o. g. Verfahren landwirt-
schaftliche Belange nicht nachteilig betroffen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Wir weisen jedoch darauf hin, dass landwirtschaftliche Nutzflä-
chen unmittelbar an das Plangebiet grenzen. Auf diesen Flächen 
wird ggfs. im Laufe des Jahres Wirtschaftsdünger (Gülle, Fest-
mist oder Jauche) ausgebracht, so dass eine gewisse zeitweilige 
Geruchsbelästigung im Plangebiet demzufolge nicht grundsätz-
lich auszuschließen ist. Weiterhin weisen wir darauf hin, dass die 
ordnungsgemäße Bewirtschaftung und Erreichbarkeit der be-
nachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen mit landwirtschaftli-
chen Maschinen und Gerätschaften auch weiterhin gewährleistet 
bleiben muss. 

Die Geruchsimmissionen von den Bewirtschaftungsflächen werden aufgrund der 
dörflichen Vorbelastung hingenommen. Bezüglich möglicher Geruchsimmissionen 
von Tierhaltungsbetrieben wurde eine Rasterberechnung eingeholt. Im vorliegenden 
Geltungsbereich wird der Immissionsgrenzwert von 10 % weitgehend eingehalten. 
Dies trifft im Plangebiet auf für den Standort des Cafés sowie des begehbaren Wa-
renautomaten zu. Im Nordosten des Geltungsbereiches wird auf einer Fläche von 
270 m² ein Geruchsimmissionsniveau oberhalb von 10 % prognostiziert. In diesem 
Bereich ist der Schutzanspruch von Gerüchen für das Wohnen nicht gewährleistet. 
Die Baugrenze wird entsprechend der Immissionen angepasst und verkleinert. In-
nerhalb der gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB in der Planzeichnung gekennzeichneten 
Fläche mit Nutzungsbeschränkungen mit der Kennzeichnung (N) sind Außenwohn-
bereiche nicht zulässig. 

  Unsererseits bestehen daher keine Bedenken gegen die Planun-
gen der Gemeinde. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Industrie- und Handelskammer für Ostfriesland und Papenburg mit Schreiben vom 25.03.2024 und vom 05.06.2024 
2. Wintershall Dea Deutschland GmbH Langwedel mit Schreiben vom 11.03.2024 und vom 29.05.2024 
3. Einzelhandelsverband Ostfriesland e.V. mit Schreiben vom 04.03.2024 
4. Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Dezernat 42 – Luftverkehr – mit Schreiben vom 07.03.2024 
5. Nds. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz, Betriebsstelle Aurich mit Schreiben vom 28.02.2024 
6. Wasserversorgungsverband Moormerland-Uplengen-Hesel-Jümme (WMU) mit Schreiben vom 26.02.2024 
7. Sielacht Stickhausen mit Schreiben vom 21.03.2024 
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1  Es sind keine privaten Stellungnahmen eingegangen.  

    

    

 
 



 
 1 

   
 

Samtgemeinde Jümme – Gemeinde Nortmoor  

Bebauungsplan Nr. 26 „westlich des Münkeweges“ 

Abwägung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 (2) BauGB und zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 

 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Leer 
Bergmannstraße 37 
26789 Leer 

11.09.2024 

 

in zentraler Lage in der Gemeinde Nortmoor ist in direkter Nach-
barschaft zur Bäckerei „Gulfhof Café" die Errichtung eines be-
gehbaren Warenautomaten beabsichtigt. Zusätzlich sollen hier 
Flächen für Mischnutzungen geschaffen werden. Zur planungs-
rechtlichen Absicherung hat die Gemeinde Nortmoor die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 26 beschlossen. Das Plangebiet 
liegt nördlich der Dorfstraße in der Gemarkung Nortmoor auf dem 
Flurstück 141/2, Flur 21. 

Die Hinweise zu den Planungszielen werden zur Kenntnis genommen. 

  Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch hat die Gemeinde bei der Auf-
stellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Zu der o. 
a. Bauleitplanung nehme ich daher - ohne dem von Ihnen vorzu-
nehmenden Abwägungsprozess vorzugreifen - für die einzelnen 
von mir zu vertretenden Fachbereiche wie folgt Stellung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Zur Planung nehme ich aus raumordnungsrechtlicher Sicht wie 
folgt Stellung: 

 

  wie in meiner Stellungnahme vom 21.03.2024 angegeben, ist die 
Planung aus raumordnerischer Sicht grundsätzlich zulässig. Die 
von mir eingebrachten Hinweise sind sachgerecht abgewogen 
worden. Dass vor dem Hintergrund der geringen Größe des be-
gehbaren Warenautomaten, der örtlichen Situation und der 
Kleinteiligkeit des Plangebietes keine Steuerung von Sortimen-
ten vorgenommen wird, kann nachvollzogen werden. Der in Pla-
nung befindliche Discounter in Filsum wird in den überarbeiteten 
Entwurfsunterlagen nun ebenfalls berücksichtigt. 

Die Hinweise zur raumordnerischen Zulässigkeit des Warenautomaten werden zur 
Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung Landkreis Bzgl. der Prüfung der Belange des Hochwasserschutzes und der 
Hochwasservorsorge wird darauf hingewiesen, dass §78b WHG 
in Küstenlandkreisen wie dem Landkreis Leer nicht einschlägig 
ist. Die Lage in einem Gebiet, in dem Hochwasser mit niedriger 
Wahrscheinlichkeit oder bei Extremereignissen (HQextrem) auf-
treten, hat somit keine rechtlichen Auswirkungen. Der Verweis 
auf das WHG ist somit hinfällig. Unabhängig davon sollte der Hin-
weis auf ein mögliches HQextrem in der Begründung als „Warn-
funktion" vorsorglich jedoch beibehalten werden, zumal im neuen 
RROP diese Flächen auch als Vorbehaltsgebiet Hochwasser-
schutz festgesetzt werden sollen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird redaktionell 
angepasst. 

  Zu korrigieren ist in Kapitel 4.10 der Begründung zudem die Aus-
sage, dass das Plangebiet im planungsrechtlichen Innenbereich 
nach § 34 BauGB liegt. 

Der Hinweis wird berücksichtigt, die Begründung wird redaktionell angepasst. 

  Insgesamt bestehen aus raumordnerischer Sicht gegenüber der 
vorgelegten Planung keine Bedenken. 

Der Hinweis, dass aus raumordnerischer Sicht keine Bedenken bestehen, wird zur 
Kenntnis genommen. 

  Aus naturschutzfachlicher Sicht nehme ich zu den vorgelegten 
Planunterlagen wie folgt Stellung: 

 

  1. als Minimierungs-/Vermeidungsmaßnahme soll pro 200 
m² neu versiegelter Fläche ein standortgerechter Laub-
baum oder Obstbaum gepflanzt und dauerhaft erhalten 
werden. Zudem ist je sechs angefangene Stellplätze ein 
hochstämmiger heimischer, standortgerechter Laub-
baum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

Die als textliche Festsetzung in der Pflanzliste aufge-
führten Laubbäume werden ohne die notwendige Nen-
nung der Pflanzqualität aufgeführt. Es sollte festgesetzt 
werden, dass sie als Hochstamm, mindestens Stamm-
umfang 8/10 mit Ballen, in der Pflanzzeit vom 01. Okto-
ber bis 1. April zu pflanzen sind. Ausgehende Gehölze 
sind entsprechend in der darauffolgenden Pflanzzeit zu 
ersetzen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt, die textliche Festsetzung wird zur Pflanzqualität re-
daktionell ergänzt. 
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 Fortsetzung Landkreis 2. Es ist nicht ersichtlich, ob die Räumung und die Aufwei-
tung des Straßengrabens entlang des Münkeweges, 
welche als Eingriffe in das Schutzgut Boden und Natur-
haushalt zu werten sind, in der Eingriffsbilanzierung be-
rücksichtigt wurden. Dies bitte ich zu prüfen und die 
Ausführungen im Umweltbericht ggf. zu ergänzen. 

Von der Aufweitung des Grabens wird Abstand genommen. Das Entwässerungskon-
zept wird dahingehend geändert, dass eine Rückhaltung im Mischgebiet MI 2 erfolgt. 
Die Bilanzierung wird entsprechend angepasst. 

 

  Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen gegen die o. a. Pla-
nung neben den genannten Hinweisen keine Bedenken. 

Der Hinweis, dass aus naturschutzfachlicher Sicht keine Bedenken bestehen, wird 
zur Kenntnis genommen. 

  Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die 
Aufstellung des Bebauungsplans keine Bedenken. 

Der Hinweis, dass aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken be-
stehen, wird zur Kenntnis genommen. 

  Aus wasserbehördlicher Sicht wird wie folgt Stellung genommen:  

  eine schadlose Oberflächenentwässerung ist sicherzustellen; die 
Entwässerung der umliegenden Flächen darf dadurch nicht be-
einträchtigt werden. Rückhalteanlagen sind mit einem Abstand 
von 2 m zu den Nachbargrundstücken anzulegen. Das Entwäs-
serungskonzept ist insoweit zu überarbeiten. Dabei ist insbeson-
dere zu berücksichtigen, dass durch den im Entwässerungskon-
zept vorgesehene Aufstau des Straßenseitengrabens möglicher-
weise andere Einleiter durch Rückstau benachteiligt werden. Zu-
dem besteht die Gefahr, dass der Unterbau der direkt anliegen-
den Gemeindestraße durchnässt und es zu Straßenschäden 
kommt. 

Von der Aufweitung des Grabens wird Abstand genommen. Das Entwässerungskon-
zept wird dahingehend geändert, dass eine Rückhaltung im Mischgebiet MI 2 erfolgt. 
Die überbaubare Fläche im Mischgebiet MI 2 wird entsprechend reduziert. Die nicht 
überbaubare Fläche wird mit einer Fläche zur Regelung des Wasserabflusses über-
lagert. Die Entwässerung des Abschnitts MI 1 wird in diesem Entwässerungskonzept 
einschließlich der Fläche für den Warenautomaten als Bestand angesehen, und nicht 
weiter betrachtet. Die bisherige Festsetzung zur Regelung des Wasserabflusses für 
den Straßengraben kann bestehen bleiben, da mit dieser Festsetzung der Erhalt und 
die Aufreinigung des Grabens gesichert wird. Eine Anpassung des Geltungsbereichs 
ist nicht erforderlich. 

  Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nehme ich wie folgt Stel-
lung: 

 

  Gemeinden haben bei der Bauleitplanung in Orientierung an 
dem immissionsschutzrechtlichen Schutz- und Vorsorgegedan-
ken (§ 5 BImSchG) dafür Sorge zu tragen, dass keine B-Pläne 
erlassen werden, deren Verwirklichung zu schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des BImSchG führt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Im Hinblick auf die vorgelegte Bauleitplanung ist aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht zu bewerten, ob es durch die angren-
zende Landesstraße, die nahe gelegene Bahnstrecke bzw. die 
angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe zu Beeinträchtigun-
gen gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse durch Schallemis-
sionen bzw. Geruchsemissionen kommt. Denn diese Emissionen 
sind potentiell dazu geeignet erhebliche Beeinträchtigungen aus-
zulösen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung Landkreis Die Gemeinde Nortmoor beabsichtigt, den Geltungsbereich des 
B-Planes Nr. 26 als Mischgebiet auszuweisen. Da es sich bei der 
vorliegenden Planung nicht um einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan handelt, ist bei der immissionsschutzrechtlichen 
Beurteilung der Planung maßgeblich, dass eine Wohn- bzw. eine 
Büronutzung überall innerhalb der überbaubaren Fläche möglich 
sein muss. Die vorhandene Bebauung bzw. dessen Nutzung wird 
nicht im B-Plan festgesetzt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  An den Geltungsbereich grenzt im Süden die Dorfstraße an. Da-
bei handelt es sich um eine Landesstraße. Durch die Nutzung 
dieser Straße können Schallemissionen entstehen, die gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse beeinträchtigen können. Im Nor-
den befindet sich darüber hinaus eine Bahnstrecke. In der ver-
bindlichen Bauleitplanung sind der Abwägung die schalltechni-
schen Orientierungswerte der DIN 18005 -1 zugrunde zu legen. 
Demnach ist für Mischgebiete zur Tageszeit ein Orientierungs-
wert von 60 dB(A) und zur Nachtzeit ein Wert von 50 dB(A) bzw. 
von 45 dB(A) maßgeblich. Der niedrigere nächtliche Orientie-
rungswert gilt für Emissionen aus Industrie-, Gewerbe-, bzw. 
Freizeitlärm, während der höhere für Emissionen aus dem Stra-
ßenverkehr maßgeblich ist. Grundsätzlich gilt, dass sich der Ab-
wägungsspielraum mit zunehmender Überschreitung der schall-
technischen Orientierungswerte verringert. Je weiter die Orien-
tierungswerte der DIN 18005 überschritten werden, desto ge-
wichtiger müssen die für die Planung sprechenden städtebauli-
chen Gründe sein und umso mehr hat die Gemeinde die bauli-
chen und technischen Möglichkeiten auszuschöpfen, die ihr zu 
Gebote stehen, um diese Auswirkungen zu verhindern (BVerwG, 
22.03.2007, 4 CN 2.06). Aktive Schallschutzmaßnahmen sind 
dabei passiven Schallschutzmaßnahmen vorzuziehen. 

Die Hinweise zum Verkehrslärm werden zur Kenntnis genommen.  
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 Fortsetzung Landkreis Um die möglichen Auswirkungen der Schallemissionen des Stra-
ßen- und Bahnverkehrs zu untersuchen und zu bewerten, wurde 
ein schalltechnisches Gutachten erstellt (IEL GmbH, 5272-24-
L1, 11.06.2024). Das Gutachten kommt nachvollziehbar zu dem 
Ergebnis, dass aufgrund der nächtlichen Überschreitung der 
maßgeblichen Orientierungswerte Schallschutzmaßnahmen not-
wendig sind, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ge-
währleisten zu können. Gemäß der Begründung zum Bebau-
ungsplan können aktive Schallschutzmaßnahmen aufgrund der 
Denkmalschutzwürdigkeit des vorhandenen Gulfhofes nicht um-
gesetzt werden, sodass passive Schallschutzmaßnahmen erfor-
derlich sind. Die erforderlichen passiven Schallschutzmaßnah-
men wurden entsprechend des schalltechnischen Gutachtens in 
den B-Plan übernommen. 

Die Hinweise zum Schallgutachten werden zur Kenntnis genommen.  

  Des Weiteren grenzen östlich und südlich an den Geltungsbe-
reich des B-Planes Nr. 26 landwirtschaftliche Betriebe an, deren 
Geruchsemissionen potentiell dazu geeignet sind, gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse innerhalb des Geltungsbereichs 
zu beeinträchtigen. 

Die Hinweise zu den landwirtschaftlichen Betrieben werden zur Kenntnis genommen.  

  Um die Emissionen der beschriebenen landwirtschaftlichen Be-
triebe zu untersuchen und zu bewerten, wurde ein Immissions-
schutzgutachten von der Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen (14.06.2024) erstellt. Dieses Gutachten ist ebenfalls nach-
vollziehbar gerechnet. Es kommt zu dem Ergebnis, dass inner-
halb der überbaubaren Fläche der maßgebliche Immissionswert 
von 10 % der Jahresstunden nicht überschritten wird. Lediglich 
ein kleiner Bereich, der als nicht überbaubar festgesetzt ist, ist 
mit Immissionswerten oberhalb des maßgeblichen Immissions-
wertes von 10 % der Jahresstunden belastet. Zu beachten ist in 
diesem Zusammenhang noch, dass die Ausweisung von Misch-
gebietsflächen innerhalb des Geltungsbereichs des B-Planes Nr. 
26 und damit eine mögliche Wohnbebauung näher an den land-
wirtschaftlichen Betrieb westlich des Geltungsbereichs heran-
rückt, als die bereits bestehende Bebauung. 

Die Hinweise zum Geruchsgutachten werden zur Kenntnis genommen.  

  Insgesamt ist nicht mit einer Beeinträchtigung gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse zu rechnen. 

Der Hinweis, dass nicht mit einer Beeinträchtigung gesunder Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse zu rechnen ist, wird zur Kenntnis genommen.  
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 Fortsetzung Landkreis Aus denkmalrechtlicher Sicht nehme ich wie folgt Stellung:  

  Baudenkmalpflegerische Belange:  

  bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 5. BauGB die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes 
und der Denkmalpflege, die erhaltenswerte Ortsteile von ge-
schichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und 
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes zu berücksichti-
gen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Innerhalb des Plangebietes befindet sich das Baudenkmal Dorf-
straße 34 und in der näheren Nachbarschaft das Baudenkmal 
Düsterweg 63. Aus denkmalpflegerischer Sicht gilt es, das histo-
rische Bild des kleinen Gulfhauses in seiner ursprünglichen Er-
scheinung nicht zu beeinträchtigen. 

Nach § 10 (1) 4. NDSchG bedürfen die Errichtung, Veränderung 
oder Beseitigung von Anlagen, die das Erscheinungsbild des 
Denkmals beeinflussen, einer denkmalrechtlichen Genehmigung 
nach § 10 (1) 4. NDSchG. Ferner dürfen nach § 8 des Nieder-
sächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) Anlagen in der 
Umgebung eines Baudenkmals nicht errichtet, geändert oder be-
seitigt werden, wenn dadurch das Erscheinungsbild des Bau-
denkmals beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umge-
bung eines Baudenkmals sind ferner so zu gestalten und instand 
zu halten, dass eine solche Beeinträchtigung nicht eintritt. 

Die denkmalrechtliche Beurteilung einzelner Gebäude/Anlagen 
erfolgt vorhabenbezogen im Bauantrags- oder denkmalrechtli-
chen Genehmigungsverfahren. Die gestalterischen Anforderun-
gen bezüglich des denkmalrechtlichen Umgebungsschutzes 
können auch enger gefasst sein als beispielsweise Örtliche Bau-
vorschriften. 

Der Hinweis zum Baudenkmal wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

Die Hinweise zum Umgebungsschutz werden zur Kenntnis genommen. Ein entspre-
chender Hinweis ist auf der Planzeichnung vermerkt.  

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Bodendenkmalpflegerische Belange: 

ich verweise bei archäologischen Belangen auf die Stellung-
nahme des Archäologischen Dienstes, der in diesem Verfahren 
beteiligt ist 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Ostfriesische Landschaft hat keine Bedenken.  

  Aus planungsrechtlicher Sicht bestehen gegen die Bauleitpla-
nung keine Bedenken. Folgendes bitte ich aber zu beachten: 

Der Hinweis, dass aus planungsrechtlicher Sicht keine Bedenken bestehen, wird zur 
Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung Landkreis • in der Präambel der Planzeichnung sind „nebenste-
hende örtliche Bauvorschriften" genannt worden, wel-
che sich in der Planzeichnung jedoch nicht wiederfin-
den. Ich bitte, die Nennung der örtlichen Bauvorschrif-
ten aus der Präambel zu streichen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt, die Präambel wird redaktionell angepasst. 

  • unter den Textlichen Festsetzungen Nr. 3 Absatz 2 wird 
-wie in der Begründung- von dem „Einbau" von Schlaf-
räumen gesprochen. Diese Formulierung ist unglücklich 
gewählt und sollte nutzungsbezogen umformuliert wer-
den. Weiterhin ist das Wort „sicherzustellen" durch „si-
cherstellen" zu ersetzen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt, die Festsetzung wird redaktionell angepasst. 

  • in der Rubrik „Hinweise" wird unter dem Punkt „Sichtfel-
der" aufgeführt, dass im Bereich des Knotenpunktes L 
821 /Münkeweg die erforderlichen Sichtfelder mit den 
Abmessungen 5m/70m von jeglichen behindernden 
Gegenständen dauerhaft freizuhalten sind. Dieser Hin-
weis sollte zur Rechtsverbindlichkeit als Textliche Fest-
setzung benannt werden, da es sich bei der RASt 06 
um ein gültiges technisches Regelwerk handelt, wel-
ches jedoch keine Rechtsnormqualität aufweist. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis wurde aus der Stellung-
nahme der Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 04.03.2024 über-
nommen. Eine Festsetzung ist nicht zwingend erforderlich, da im Einmündungsbe-
reich keine überbaubaren Flächen festgesetzt sind. Der Bauteppich orientiert sich 
am Baudenkmal, ,welches geschützt ist. 

  • in diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass 
es bei der Bezugnahme auf außerstaatliche Regelun-
gen, wie z. B. DIN-Normen, erforderlich ist, diese Rege-
lungen nach Inhalt, Datum bzw. Ausgabe sowie der 
Stelle, an der sie eingesehen werden können, genau zu 
bezeichnen, sofern diese Regelungen dem B-Plan nicht 
als Anlage beigefügt werden (vgl. OVG Rheinland-
Pfalz, Urteil vom 26.03.2009, 8 C 10729/08). 

Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Hinweise in der Planzeichnung werden um die 
genaue Bezeichnung und den Ort der Einsichtnahme (im Rathaus der Samtge-
meinde Jümme) ergänzt. 
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 Fortsetzung Landkreis • nach Nr. 3 Abs. 3 der Textlichen Festsetzungen dürfen 
Freiräume zum Aufenthalt von Menschen innerhalb der 
„Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes" zur Dorfstraße gewandten Gebäude-
front errichtet werden, wenn diese durch eine massive 
bauliche Anlage mit einer Mindesthöhe von h= 2m ge-
gen den Verkehrslärm geschützt werden, in der Be-
gründung auf Seite 11 wird die Aussage getroffen, dass 
aktiver Schallschutz in Form von Wall oder Wand auf-
grund des denkmalgeschützten Gulfhofs nicht in Frage 
kommt. Die Unterlagen sind dahingehend wider-
spruchsfrei aufzuarbeiten. 

Der Hinweis wird berücksichtigt, die Begründung wird ergänzt. Die Aussage in der 
Begründung bezieht sich auf Schallschutzmaßnahmen größeren Ausmaßes, die 
eine Abschirmung des gesamtes Grundstückes bewirken würden. Die Aussage wird 
dahingehend ergänzt, dass abschirmende Maßnahmen zum Schutz der Außen-
wohnbereiche hiervon ausgenommen sind, sofern diese mit dem Denkmalschutz 
vereinbar sind. 

  • in Kapitel 2.3.2 des Umweltberichts werden u. a. die 
plangebietsexternen Ausgleichsmaßnahmen dargelegt. 
Hier bitte ich Ausführungen zu ergänzen, warum der 
notwendige Ausgleich nicht im Gemeindegebiet vorge-
nommen wird und wie die dauerhafte Sicherung der 
Kompensation im Flächenpool erfolgt (vertragliche Ver-
einbarungen, Eintragung im Grundbuch). 

Der Hinweis wird berücksichtigt, der Umweltbericht wird redaktionell ergänzt. Im Ge-
meindegebiet stehen keine geeigneten Flächen zur Verfügung. 

Die Sicherung der Maßnahmen erfolgt durch einen Kompensationsvertrag mit der 
NLG. 

  • unter Bezugnahme auf meine Stellungnahmen aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht weise ich abschließend da-
rauf hin, dass eine sachgerechte Abwägung und ein 
Satzungsbeschluss bezüglich der Aufstellung des B-
Planes Nr. 26 erst erfolgen kann, wenn die Entwässe-
rung des Plangebietes als gesichert angesehen werden 
kann. Dies ist dann der Fall, wenn der noch zu stellende 
Entwässerungsantrag genehmigt oder die Genehmi-
gung zumindest in Aussicht gestellt wurde. 

Nach Abstimmung mit der Wasserbehörde ist eine Änderung der Rückhaltemaßnah-
men erforderlich (siehe oben). 

Der Entwässerungsantrag wird der Wasserbehörde kurzfristig vorgelegt.  

  Ich bitte Sie, die Hinweise und Anregungen im weiteren Planver-
fahren zu beachten. 

Die Hinweise und Anregungen werden beachtet. 
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2 Wasserversorgungsver-
band Moormerland-Up-
lengen-Hesel-Jümme 
Postfach 12 62 
26833 Hesel-Hasselt 

07.08.2024 

Dass o.g. Schreiben haben wir erhalten und zur Kenntnis genom-
men. 

Grundsätzliche Bedenken gegen die geplante Maßnahme gibt es 
unsererseits nicht. Eine Planauskunft zur Übersicht finden Sie im 
Anhang. 

Für weitere Fragen steht Ihnen Herr Keiser Tel.: 04950 / 9380-
90 gerne zur Verfügung. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  

 

Die Anlage wird zur Kenntnis genommen. 
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3 Sielacht Stickhausen 
Reimersstraße 19 
26789 Leer 

21.08.2024 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 26 „westlich 
Münkeweg in Nortmoor“ gibt es seitens der Sielacht Stickhausen 
keine grundsätzlichen Bedenken oder Anregungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Der Regenrückhaltegraben ist so zu unterhalten, dass die in den 
technischen Berechnungen errechneten und in Ansatz gebrach-
ten Rückhaltevolumen für Überflächenwasser jederzeit vorgehal-
ten werden. Bei auftretender Verschlammung bzw. Verkrautung 
der Anlage ist eine Entschlammung bzw. ein Rückschnitt durch-
zuführen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf der Umsetzungsebene berück-
sichtigt. 

4 Ostfriesische Landschaft 
Georgstraße 1-5 
26603 Aurich 

22.08.2024 

Gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen aus Sicht der archäo-
logischen Denkmalpflege keine Bedenken. 

Der Hinweis, dass kein Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen 

Sollten bei den vorgesehenen Bau- und Erdarbeiten archäologi-
sche Kulturdenkmale (Boden- und Baudenkmale) festgestellt 
werden, sind diese unverzüglich der unteren Denkmalschutzbe-
hörde oder uns zu melden. 

Der Hinweis zum Umgang mit Bodenfunden ist bereits auf der Planzeichnung ent-
halten. 

  Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nieders. Denk-
malschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. GVBI. S. 517) in der der-
zeitig gültigen Fassung, §§ 13 und 14, wonach der Finder und 
der Leiter von Erdarbeiten verpflichtet sind, Bodenfunde anzu-
zeigen. 

 

5 EWE Netz GmbH 
Cloppenburger Str. 302 
26133 Oldenburg 

13.08.2024 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öf-
fentlicher Belange. 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befin-
den sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE 
NETZ GmbH. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
rücksichtigt.   

  Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen we-

der beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefähr-

det werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und 
Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich be-
einträchtigt weiden. 

 

  Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpas-
sung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder 
anderer Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik. 
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 Fortsetzung EWE Netz 
GmbH 

Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder 
Baugebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWE 
NETZ planen Sie bitte einen Versorgungsstreifen bzw. -korridore 
für z.B. Telekommunikationslinien und Elektrizitätsleitungen ge-
mäß DIN 1998 von mindestens 1,2 m mit ein. 

 

  Weiterhin kann für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. 
zusätzlich die Installation einer Trafostation erforderlich sein. Für 
die Auswahl eines geeigneten Stationsplatzes (ca. 6m x 5m) 
möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit 
einzubinden. Für einen eventuell später steigenden Leistungsbe-
darf konnte ein weiterer Stationsplatz und Leitungsverlegungen 
in den Versorgungsstreifen erforderlich werden. Wir bitten Sie, 
dass bei Ihren Planungen ebenfalls zu berücksichtigen. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
rücksichtigt.   

  Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches 
Versorgungskonzept umgesetzt werden soll.  

 

  Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die 
EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. 

 

  Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anre-
gungen vorzubringen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

  Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall 
der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 
durch EWE NETZ GmbH, denn hierfür sind beispielsweise Lage 
und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ablei-
tenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung be-
rücksichtigt.   

  Damit die Planung Ihres Raugebietes durch uns erfolgen kann, 
teilen Sie uns bitte die dafür notwendigen Informationen über den 
folgenden Link mit: 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietser-
schliessung 

 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
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 Fortsetzung EWE Netz 
GmbH 

In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und 
Anla2agenbestand ändern. Damit es nicht zu Entscheidungen 
auf Grundlage eines veralteten Planwerkes kommt, nutzen Sie 
dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- und Anlagenauskunft. Auf 
unserer Internetseite der EWE NETZ GmbH können Sie sich je-
derzeit nach einer erfolgreichen Registrierung auf unserem mo-
dernen Planauskunftsportal über die konkrete Art und Lage un-
serer zu berücksichtigenden Anlagen informieren: 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungspla-
ene-abrufen 
 
Unsere Kontaktdaten haben sich geändert! 
 
Ab sofort erreichen Sie unsere Fachabteilung für "Träger öffent-
licher Belange" ausschließlich unter folgender eigenständiger 
E-Mailadresse: 
ToeB-Verfahren@ewe-netz.de 
 
Ändern Sie zudem, falls noch nicht geschehen, unsere postali-
sche Anschrift wie folgt: 
EWE NETZ GmbH 
GE-AS Leitungsrechte 
Cloppenburger Straße 302 
26133 Oldenburg 
 
Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpart-
ner Katja Mesch unter der folgenden Rufnummer: 0151-
74493155. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

    

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
mailto:ToeB-Verfahren@ewe-netz.de
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6 Landesamt für Geoinfor-
mation und Landesver-
messung Niedersachsen 
(LGLN) - Regionaldirek-
tion Hameln-Hannover- 
Dezernat 5 - Kampfmit-
telbeseitigungsdienst  

Dorfstraße 19, 30519 
Hannover 

 

07.08.2024 

Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Nie-
dersachsen vollständig durch Kampfhandlungen betroffen. In der 
Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, z.B. Bom-
ben, Minen, Granaten oder sonstige Munition im Boden verblie-
ben sein. Daher sollte vor geplanten Bodeneingriffen grundsätz-
lich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampfmittelbe-
lastung durchgeführt werden.  

Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine 
historische Erkundung, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Er-
mittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausge-
wertet werden (Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglich-
keit bietet die Sondierung durch eine gewerbliche Kampfmittel-
räumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in der 
Regel die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor 
Ort geltenden Vorgaben informiert werden. Bei konkreten Bau-
maßnahmen berät der KBD zudem über geeignete Vorgehens-
weisen.  

Hinweis:  

Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt wer-
den. Die Auswertung ist gern. § 6 Niedersächsisches Umweltin-
formationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit§ 2 Abs. 3 Nieder-
sächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Be-
hörden kostenpflichtig.  Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rah-
men dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus personel-
len Gründen nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bear-
beitet werden. Ein Auszug aus dem Kampfmittelinformationssys-
tem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. Der KBD informiert die 
zuständigen Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergeb-
nisse durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte Kampfmit-
telbelastungen sind den Gefahrenabwehrbehörden daher bereits 
bekannt. Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung 
durchgeführt werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche 
Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und 
der Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen 
können:  

https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine informatio-
nen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen- 207479.html 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Aufgrund der bereits erfolgten baulichen Entwicklung im Süden und der bekannten 
baulichen Vorbelastung durch eine landwirtschaftliche Hofstelle wird kein Erfordernis 
nach einer Luftbildauswertung gesehen. 
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7 Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Eschener Allee 31 
26603 Aurich 

28.08.2024 

 

die Belange der L821 werden in der ausgelegten Planfassung im 
Grunde berücksichtigt. Somit bestehen seitens der NLStBV-GB 
Aurich auch im Grunde keine Bedenken gegen die o. a. Bauleit-
planung. 

Ich bitte jedoch um Festsetzung eines „Bereiches ohne Ein- und 
Ausfahrt“ entlang der gesamten südlichen Geltungsbereichs-
grenze zur L821. Der Teilgeltungsbereich ohne die ebenge-
nannte Festsetzung befindet sich außerhalb einer Ortsdurchfahrt 
gemäß § 4 (1) Niedersächsisches Straßengesetz. Hier kann oh-
nehin keine Zufahrt zur L821 unsererseits in Aussicht gestellt 
werden. 

Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 
38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung 
einer Ablichtung der gültigen Bauleitplanung. 

Der Hinweis, dass keine grundsätzlichen Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

Der Bereich ohne Ein- und Ausfahrt entsprechend den Bestimmungen des Nds. Stra-
ßengesetzes wird verlängert, die Planzeichnung wird damit redaktionell nachgetra-
gen. 

 

 

Der Hinweis wird beachtet. 

8 Landwirtschaftskammer  
Bezirksstelle Ostfries-
land 
Hauptstraße 68 
26789 Leer 

02.09.2024 

 

hiermit verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 
25.03.2024.  

Das zum o.g. Verfahren erstellte Immissionsschutzgutachten 
und die entsprechenden Anpassungen aufgrund von partiellen 
Überschreitungen des Immissionsrichtwertes für Geruchsimmis-
sionen wurden unsererseits zur Kenntnis genommen (Kapitel 6.6 
„Fläche mit Nutzungsbeschränkungen“).  

Die Stellungnahme vom 25.03.2024 wurde berücksichtigt.  

Bezüglich möglicher Geruchsimmissionen von Tierhaltungsbetrieben wurde eine 
Rasterberechnung eingeholt. Im vorliegenden Geltungsbereich wird der Immissions-
grenzwert von 10 % weitgehend eingehalten. Dies trifft im Plangebiet auf für den 
Standort des Cafés sowie des begehbaren Warenautomaten zu. Im Nordosten des 
Geltungsbereiches wird auf einer Fläche von 270 m² ein Geruchsimmissionsniveau 
oberhalb von 10 % prognostiziert. In diesem Bereich ist der Schutzanspruch von 
Gerüchen für das Wohnen nicht gewährleistet. Die Baugrenze wurde entsprechend 
zurückgenommen. Innerhalb der gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB in der Planzeichnung 
gekennzeichneten Fläche mit Nutzungsbeschränkungen mit der Kennzeichnung (N) 
sind Außenwohnbereiche nicht zulässig. 

  Wir weisen zusätzlich darauf hin, dass die vom Planungsgebiet 
betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe in ihrer Entwicklung 
nicht eingeschränkt werden dürfen.   

Die Geruchsimmissionen von den Bewirtschaftungsflächen werden aufgrund der 
dörflichen Vorbelastung hingenommen. Zudem ist die landwirtschaftliche Nutzung 
durch die umliegende Wohnbebauung bereits eingeschränkt.  

  Zudem ist anzumerken, sobald landwirtschaftliche Flächen über-
baut werden, stehen diese der landwirtschaftlichen Nutzung nur 
noch eingeschränkt oder nicht mehr zur Verfügung. Dies führt zu 
einer fortschreitenden Verknappung und Verteuerung landwirt-
schaftlicher Nutzfläche, insbesondere für anliegende Betriebe. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Mit der Umwandlung der rd. 1700 m² 
großen Fläche für das Mischgebiet MI 2 wird der Landwirtschaft nur ein geringer 
Teilbereich entzogen. Es verbleiben ausreichend Flächen zur landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung im Plangebiet. Die Gemeinde Nortmoor bewertet die Förderung der 
Nahversorgung in Nortmoor durch Sicherung von Bauflächen in einem Mischgebiet 
höher als die geringfügige Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen. 
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Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Wintershall Dea Deutschland GmbH Langwedel mit Schreiben vom 12.08.2024 
2. NLWKN, Betriebsstelle Aurich, mit Schreiben vom 21.08.2024 
3. LGLN, Regionaldirektion Aurich, Katasteramt Leer, mit Schreiben vom 12.08.2024 
4. Einzelhandelsverband Ostfriesland e.V. mit Schreiben vom 13.08.2024 
5. Industrie- und Handelskammer für Ostfriesland und Papenburg mit Schreiben vom 05.09.2024 
6. Deutsche Telekom mit Schreiben vom 28.08.2024 
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1 Nach § 3 (2) BauGB Es sind keine privaten Stellungnahmen eingegangen.  

    

 
 


